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Vernehmlassung  zur  Änderung  des  Bundesgesetzes  über  die  Unfallversicherung  (UVG): 
Einheitliche Leistungserbringung für Vergewaltigungsopfer

Sehr geehrte Frau Bundesrätin,
sehr geehrte Damen und Herren 

1. Ausgangslage
Mit der vorgeschlagenen Änderung des Unfallversicherungsgesetzes (UVG) will das EDI sicherstellen, dass 
Gesundheitsschäden  infolge  einer  Vergewaltigung,  sexuellen  Nötigung  oder  eines  sexuellen  Übergriffs 
künftig  unabhängig  vom  Bewusstseins-  oder  Widerstandszustand  des  Opfers  einheitlich  von  der 
Unfallversicherung übernommen werden. Die Vorlage schliesst damit eine bestehende Deckungslücke und 
erleichtert  den Zugang zu medizinischer,  therapeutischer und finanzieller  Unterstützung für  Betroffene 
sexueller Gewalt. Gleichzeitig wird die Rechtsanwendung vereinfacht und den Anforderungen der Istanbul-
Konvention besser Rechnung getragen.

2. Grundsätze der EVP zum Schutz von Opfern sexueller Gewalt
Die Würde jedes Menschen ist unantastbar. Jeder Mensch besitzt einen unveräusserlichen Wert, der durch 
sexuelle Gewalt  in schwerwiegender Weise verletzt  wird.  Der Schutz der körperlichen und psychischen 
Integrität gehört deshalb zu den zentralen Aufgaben des Rechtsstaats.

Die EVP setzt sich seit Jahren für einen konsequenten Schutz von Opfern sexueller Gewalt ein. Sexuelle  
Handlungen setzen die freie Zustimmung aller Beteiligten voraus. Wo diese fehlt, ist die Selbstbestimmung  
verletzt. Betroffene dürfen nach einer Gewalttat nicht zusätzlich durch unnötige versicherungsrechtliche 
Hürden  belastet  werden.  Vielmehr  sollen  sie  rasch  und  niederschwellig  Zugang  zu  medizinischer 
Behandlung, psychologischer Betreuung und den notwendigen Versicherungsleistungen erhalten.
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3. Stellungnahme
Die  EVP  Schweiz  begrüsst  die  vorgeschlagene  Änderung  von  Artikel  6  UVG  ausdrücklich.  Die  Vorlage  
beseitigt eine sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung von Opfern sexueller Gewalt  und stellt  
sicher,  dass  der  Anspruch  auf  Leistungen  der  Unfallversicherung  künftig  unabhängig  vom  konkreten 
Tatablauf  oder  vom  Bewusstseinszustand  des  Opfers  beurteilt  wird.  Damit  wird  eine  bestehende 
Versorgungslücke geschlossen und der Opferschutz wesentlich verbessert.

Aus Sicht  der  EVP entspricht  die  Revision dem Grundsatz  einer  opferzentrierten Unterstützung.  Opfer 
sexueller Gewalt  benötigen unmittelbar nach der Tat raschen Zugang zu medizinischer Erstversorgung,  
psychosozialer  Betreuung  und  –  falls  erforderlich  –  zu  therapeutischen  Leistungen.  Die  vorgesehene 
Regelung  erleichtert  diesen  Zugang  und  verhindert,  dass  Betroffene  zusätzlich  durch  komplexe 
versicherungsrechtliche  Abklärungen  belastet  werden.  Gleichzeitig  schafft  sie  Rechtssicherheit  für 
Versicherungen, medizinische Leistungserbringer und Opferberatungsstellen.

Die EVP begrüsst zudem, dass die Revision zur Umsetzung der Verpflichtungen beiträgt, welche die Schweiz 
mit  der  Ratifikation  der  Istanbul-Konvention  eingegangen  ist.  Ein  wirksamer  Schutz  vor 
geschlechtsspezifischer  Gewalt  umfasst  nicht  nur  das  Strafrecht,  sondern  auch  einen 
diskriminierungsfreien  Zugang  zu  medizinischer  Versorgung  und  sozialversicherungsrechtlichen 
Leistungen.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Rückfragen oder einen 
weiterführenden Austausch gerne zur Verfügung.

Lilian Studer Alex Würzer
Präsidentin EVP Schweiz Generalsekretär EVP Schweiz
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